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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Voſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


* 
6 ' 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. j 


Sonnabend, den 28. Sum 1806. 


Breslauer 


Vierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
Porto 2 Thlr. 11½ Sgr. Inſertionsgebühr für den Raum einer 
fünftheiligen Zeile in Petitſchrift 1½ Sgr. 


Nr. 296. Mittag⸗Ausgabe. 


Verlag von Eduard Trewendt. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Kaſſel, 22. Juni, Nachmittags. Landſyndikus Dirks 
hatte auf Grund feiner Dienſt⸗Inſtruktion von den neuen 
Miniſtern Neverfe über Beobachtung und Aufrechterhaltung 
der wiederhergeſtellten Verfaſſung verlangt; dieſe Reverſe find 
ihm vollzogen zugegangen. 

Belgrad, 27. Juni. Die fürſtliche Regierung leiſtete heute dem 
öſterreichiſchen Verweſer des Generalkonſulats für ihm zugefügte per: 
ſönliche Beleidigungen angemeſſene Genugthuung. 8 

London, 27. Juni. Nach Berichten aus Newyork vom 18. d. 
haben die Conföderirten am 14. d. die Bundestruppen vor Richmond 
angegriffen, die Telegraphendrähte durchſchnitten, ſowie die Eiſenbahn 
von Weſtpoint zerſtört und ſich ſodann glücklich wieder zurückgezogen. 

Einem Gerüchte zufolge ſollen 65,000 Conföderirte bei Granada am 
Miſſiſſippi concentrirt ſein. Ein Theil der Armee Beauregard's 
ſteht nahe bei Columbus. In der Nachbarſchaft von Baton rouge hat 
ein Kampf, deſſen Ausgang unbekannt iſt, und bei James Island ein 
unentſchiedenes Gefecht ſtattgefunden. Die Armee Fremont's ſoll, 
wie gerüchtweiſe verlautet, Mangel an Lebensmitteln haben, und ſich 
im Shenandoah⸗Thale in einer gefährlichen Lage befinden. General 
Jackſon hat Verſtärkungen erhalten. — Im Kongreſſe iſt eine Bill 
durchgegangen, nach welcher der Senat in allen Territorien der Ver⸗ 
einigten Staaten die Sklaverei verbieten ſoll. 

Turin, 26. Juni. In der heutigen Sitzung der Deputirtenkammer trug 
Crispi einen andern Fall vor, in welchem ein venetianiſcher Emigrirter den 
Befehl erhalten habe, ſich zum Abgange nach Saſſari bereit zu halten. Crispi 
forderte Erklärung darüber. Ratazzi hielt das der Regierung dem Geſetz ge: 
mäß zuſtehende Recht aufrecht, den Aufenthalt der Emigrirten, die vom 
Staate unterhalten werden, zu beſtimmen. Allievi ſchlug, in Betracht, daß 
dem Büreau ein Geſetzentwurf bezüglich der Auswanderung vorliege, vor, 
die Sache zu einer Präjudizialfrage zu machen, was von einer großen Ma⸗ 
jorität angenommen wurde. 

Raguſa, 26. Juni. Am 24ſten griff Abdi Paſcha die Stellungen der 
Montenegriner bei Spuz an und wurde mit bedeutendem Verluſte, man 

ſagt 3000 Mann, zurückgeſchlagen. 

Belgrad, 26. Juni. Der Commiſſair der Pforte und der neue Paſcha 
hatten Audienz beim Fürſten. Der Waffenſtillſtand dauert fort, aber auch 
die Rüſtungen werden fortgeſetzt. 


Preuſten. 
Landtags = Verhandlungen. 
15. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Präſ. Grabow eröffnet die Sitzung um 9% Uhr. Am Miniſtertiſche die 
Herren Miniſter v. d. Heydt, v. Holzbrinck und mehrere Regierungs⸗ 
Commiſſare. 


Der Präſident theilt die Wahlen zur Commiſſion für den Tweſten'ſchen 
Antrag mit. Vorſitzender iſt der Abg. Frech, deſſen Stellvertreter Abg. 


pflicht zu gewähren, ſobald dieſe jungen Leute durch Conſular⸗Atteſt nach⸗ 
weiſen könnten, daß ſie ſich im Orient aufgehalten. Sonſt würden wenige 
unſerer jungen Kaufleute die dargebotene Gelegenheit benutzen. Am Rhein 
und an der Oſtſee wünſche man ſchon ſeit lange, daß die Regierung in 
dieſer Beziehung Conceſſionen mache. 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Der betreffende Gegenſtand ſei bereits 
früher zwiſchen ihm und dem Kriegsminiſter erörtert. Man wolle auch gern 
jede mögliche Erleichterung eintreten laſſen. Aber er gebe zu bedenken, daß 
Vorſicht nothwendig ſei, da das Reiſen oft zum Vorwand genommen werde, 
um ſich der Militärpflicht zu entziehen. 

Der Reg.⸗Commiſſarx für das Handelsminiſterium: Die Regierung 
habe geſagt, ſie wolle zu Conſuln Beamte wählen, damit ſeien aber nicht 
immer Richter gemeint. Der Conſul in Japan ſei allerdings Offizier. Man 
habe ihn aber gewählt, weil die Kaufleute in Japan verachtet ſeien und 
nicht genug Autorität beſäßen. 

Abg. Harkort: Eine Menge Klagen wegen Uebelſtänden beim Conſular⸗ 
weſen, die fortwährend einliefen, werde ihn veranlaſſen, in der nächſten 
Seſſion einen Antrag auf Bildung einer Commiſſion zur gründlichen Unter⸗ 
ſuchung des Conſularweſens vorzulegen. 

Die General⸗Diskuſſion wird geſchloſſen. Abg. Virchow (zur perſönli⸗ 
chen Bemerkung): Er müſſe dem Reg.⸗Commiſſar widerſprechen; das betref⸗ 
fende Wort hieße im holländiſchen Text dennoch „gerichtlich“. Uebrigens 
freue er ſich, daß der andere Reg.⸗Commiſſar zugeſtanden habe, daß auch die 
Offiziere zum Beamtenſtande gehörten (Heiterkeit). — Der Commiſſions⸗ 
Antrag wird einſtimmig angenommen; desgleichen der Antrag der Com⸗ 
miſſion auf Zuſtimmung zu dem mit Chili geſchloſſenen Handels: und 
Schifffahrts⸗Vertrage (dritter Gegenſtand der Tagesordnung), nachdem der 
Referent Abg. Müller (Anklam) das Nützliche deſſelben hervorgehoben und 
erklärt hat, daß der Denkſchrift der Regierung über dieſen Vertrag wenig 
hinzuzufügen ſei. 

Man geht zur Berathung des Geſetzes wegen der Stempelmarken, welches 
die Commiſſion, wie ſchon mitgetheilt, mit einigen Abänderungen, deren 
wichtigſte die Beſchränkung der Giltigkeit des Geſetzes auf 5 Jahre iſt, zur 
Annahme empfohlen hat. Eine Generaldiskuſſion wird nicht beliebt. § 1 (Er⸗ 
mächtigung des Finanzminiſters zur Anfertigung von Slempelmarken) ohne 
Debatte angenommen. Zu $ 2 (Ermächtigung des Miniſters, über die Ver: 
wendungsart zu verfügen) nimmt das Wort der Abg. Bering: Der $ 2 
enthalte eine Ermächtigung des Finanzminiſters, die im Stempelgeſetze vom 
Jahre 1822 enthaltenen Friſten beliebig zu ändern, auch die damit verknüpf⸗ 
ten Strafen aufzuheben und zu ändern. Es könne aber nicht die Abſicht des 
Hauſes ſein, dem Finanzminiſter dieſe Ermächtigung zu gewähren und er 
glaube, daß dagegen Vorſorge getroffen werden müſſe. (Ein in Bezug darauf 
geſtelltes Amendement des Hrn. Abg findet genügende Unterſtützung.) 

Abg. Behrend: Er und ein Theil ſeiner politiſchen Freunde haben be⸗ 
reits gegen § 1 geſtimmt, und würden auch gegen § 2 ſtimmen. Sie ſähen 
in der umfaſſenden Ermächtigung des Finanzminiſters ein Aufgeben der le⸗ 
gislativen Thätigkeit, ein Blanguet, das ſie dem Finanzminiſter nicht geben 
könnten. Sie würden indeß ſehr bedauern, wenn dadurch die Negierun 
veranlaßt werden ſollte, dem Publikum die Erleichterung des Verkehrs dur 
Stempelmarten nicht zuzuwenden. — Reg.⸗Commiſſ.: Das Amendement 
Behrend habe eine ſehr geringe Tragweite; die Regierung halte indeß mit 
Rückſicht auf § 20 des Stempelgeſetzes die Worte „zu welcher Zeit“, welche 
das Amend. geſtrichen haben will, für wünſchenswerth; indeß würde ſie ge⸗ 
gen eine bloße Bezugnahme auf § 20 nichts einzuwenden haben. Die Ver⸗ 


aus ergäben ſich die Bedenken gegen das Reglementiren. Der Paragraph 5 


wird genehmigt. 

Zu $ 4 hat die Commiſſion eine formale Abänderung vorgeſchlagen. 
Alinea 1 bedroht die Anfertigung unechter Stempelmarken mit der Strafe 
des § 253 des Str.⸗G.⸗B., Alinea 2, die wiſſentliche Verwendung der ſchon 
einmal verwendeten Stempelmarken mit einer Geldbuße von 10— 200 Thlr., 
und Alinea 3, die Veräußerung der ſchon einmal verwendeten Stempel⸗ 
marken mit Geldbuße bis zu 20 Thlr. 
Commiſſions⸗Vorſchlag für eine Verbeſſerung und ſtimmt demſelben zu. — 
Der en beantragt auch beim dritten Alinea das Wort „wiſſentlich“ 
einzuführen. 

Der Reg.⸗Commiſſar erklärt ſich gegen dieſe Einſchaltung, da es ſehr 
ſchwer ſein würde, die „wiſſentliche Veräußerung“ nachzuweiſen. Es ſei ganz 
etwas anderes bei dem „Gebrauche“, da müſſe die Abſicht nachgewieſen wer⸗ 
den. — Abg. Tweſten: Das Wort „wiſſentlich“ ſolle hier nur andeuten, 
daß der Betreffende bereits Kenntniß von der ſchon einmal erfolgten Ver⸗ 
wendung der Stempelmarken gehabt habe, und dies ſei nothwendig, auszu⸗ 
ſprechen. Habe Jemand von der ſchon erfolgten Verwendung keine Kennt⸗ 
17 ſei der Kaſſationsvermerk vollſtändig verlöſcht, ſo kann er auch unmög⸗ 
lich für die nochmalige Verwendung beſtraft werden. — gr Reichen⸗ 
ſperger (Beckum): Die e dieſes Wortes könne ſehr leicht zu Ver⸗ 
wirrungen führen, denn das Wort beziehe ſich auf das Veräußern, nicht auf 
das Wiſſen der ſtattgehabten Verwendung, und der Strafrichter würde ſich 
dann fragen müſſen: wußte er, ob er eine Veräußerung begangen habe? 
(Ruf: Sehr richtig.) Es handle ſich hier nur um eine Polizeiſtrafe, und da⸗ 
bei werde nicht auf den Dolus, ſondern auf die Thatſache geſehen, denn nur 
die Thatſache ſolle verhindert werden. — Abg. Leue (Salzwedel) hält die 
Hinzufügung des Wortes für nothwendig, weil bei ſeinem Weglaſſen nicht 
nur derjenige beſtraft werde, der wiſſentlich veräußere, ſondern auch derjenige, 
der veräußere, ohne es gewußt zu haben und ohne es wiſſen zu können. 
Man wiſſe noch nichts darüber, in welcher Weiſe die Entwerthung der Stem⸗ 
pelmarken geſchehen ſolle und ob dabei eine Fahrläſſigkeit vorausgeſetzt wer⸗ 
den könne. — Abg. Dr. John (Labiau) erachtet die Einſchaltung nicht für 
erforderlich. Befinde ſich der Veräußerer in einem faktiſchen Irrthum, ſo 
könne er nach dem allgemeinen Grundſatze des § 44 des Strafgeſetzbuches 
nicht beſtraſt werden, denn dieſer allgemeine Grundſatz finde auf die Special⸗ 
gelebe Anwendung. — Abg. Meibauer beantragt, zu ſetzen: „Wer eine 

tempelmarke, von welcher er weiß, daß ſie ſchon einmal verwendet iſt, ver⸗ 
äußert.“ — Abg. Raßmann für den Commiſſions⸗Antrag und gegen dieſes 
Amendement. Die Einſchaltung würde ein erheblicheres Vergehen ſchaffen, 
welches geringer beſtraft würde, als das nicht ſo erhebliche Vergehen des 
zweiten Alineas. er 8 

Abg. Faucher: Er ſei bei dieſer Discuſſion ganz kopfſcheu geworden. 
Wenn nun Jemand eine Stempelmarken⸗Sammlung anlege, und dazu ge⸗ 
brauchte Stempelmarken ankaufe, jo könne er dafür geſtraft werden. (Hei- 
terkeit.) Der ganze Paragraph ſei Er vexatoriſch und müſſe ganz geſtrichen 
werden. — Abg. eibauer: Sein Amendement beſeitige alle Zweifel, 
weshalb er daſſelbe empfehle. — Abg. Fliegel: Für Streichung des Alin. 3, 
da der Verkauf der gebrauchten Stempelmarken einen Betrug in ſich ſchließe, 
der ſchon nach dem Strafgeſetz geahndet werden könne. — Regier.⸗Com⸗ 
miſſar: Die Faſſung des Alinea 3 ſei im Juſtizminiſterium geprüft, und 
müſſe die Regierung daran feſthalten. Die Discuſſion iſt geſchloſſen. Das 
Amendement Meibauer wird verworfen, der § 4 mit der Einſchaltung bes 
Wortes „wiſſentlich“ im Alinea 3 angenommen. — 8 5 beauftragt den 


v. Rönne (Glogau), Schriſtführer Abg. Oſterrath, Stellvertreter Abg. Wachs⸗ waltung ſei übrigens vollſtändig gebunden. — Abg. v. Patow: Die geäu⸗ Finanzminiſter mit der Ausführung des Geſetzes. Die Commiſſion hat hin⸗ 
muth. Seng Meder ſind de Abgg. Pannier, Klotz, Dr. Gneift, | ferten Bedenken ſeien vom Standpunkt der Diktion allerdings richtig; doc | zugefügt: „Die Dauer dieſes Geſetzes wird auf fünf Jahre beſtimmt.“ — 
Abg. Reichenſperger (Beckum) gegen dieſen Zuſatz: Wer nur eine Dauer 


Siemens, Winkelmann, Neide, v. Binde, Förſter, Pelzer, Leue, Simſon, 
Simon, Knövenagel, Wachler, Gerſtein, Sönke, Rintelen. 

Die Gewerbe ⸗Commiſſion iſt zur Berathung des Faucher'ſchen Antrages, 
betreffend die Gewerbeordnung, um 7 Mitglieder verſtärkt worden. Hirſch⸗ 
und J. unf, v. Beughem, Krieger (Luckenwalde), Dr, Ziegert, Overweg 
und Jordan. 

Zur Tagesordnung ſteht zunächſt die ſchon mitgetheilte Interpellation 
der Abgg. André und Hölzer, betreffs der Eifelbahn. Der Herr Han⸗ 
delsminiſter erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung bereit und der 
Abg. Andre begründet die Interpellation. Die Eiſelbahn, ſagt er, ſei vor 
Jahren zugeſagt worden aus Rückſicht auf militäriſche Intereſſen, auf die 
Rentabilität der Saarbrück⸗Trierer Bahn, endlich auf die Armuth der Eifel. 
Alle drei Gründe walteten noch jetzt ungeſchwächt fort. Die Vorarbeiten 
habe man vor drei Jahren beendet und die Bahn ſah ihrer Inangriffnahme 
entgegen, als plötzlich der italieniſche Krieg allen ſolchen Neubauten Stillſtand 
gebot. Wenn jetzt aber die Zeit ſei, neue Bahnen wieder in Angriff zu neh: 
men, wie die ſchleſiſche Gebirgs⸗ und Küſtriner Bahn, fo ſei die Beſorgniß 

erechtfertigt, man habe die Eifelbahn ganz aufgegeben. Da jedoch in den 
kotiven jener neuen Bahngeſetzentwürfe die Eifel beſondere Erwähnung ge⸗ 
funden habe, ſo wünſche er durch die Interpellation eine Aufklärung über 
die Abſichten der Regierung herbeizuführen; dies ſei der alleinige Zweck 
ſeiner Anfrage, und dahin ziele auch nur der zweite Theil der Interpellation, 
welcher event. die Gründe dargelegt wünſcht, welche die Ausführung jenes 
5 verzögern. 
er Handelsminiſter: Es iſt von den Herren Interpellanten ſchon 
darauf hingewieſen, daß die Regierung von der großen Wichtigkeit der Bahn 
vollſtändig überzeugt iſt; ſie hält dieſe Ueberzeugung feſt und wird dieſem 
wichtigen Gegenſtande ihre volle Aufmerkſamkeit auch ferner zuwenden. 
Wenn aber in dieſem Augenblick eine Vorlage nicht gemacht werden kann, 
ſo liegt das darin, daß 1) von keiner Seite, namentlich nicht von großen 
Eiſenbahn⸗Geſellſchaften eine Conceſſion nachgeſucht iſt, daß, 2) ſofern es ſich 
von einem Bau auf Staatskoſten handelt, die Grundbedingung, der Ver⸗ 
zicht auf Grund⸗Eigenthum ſeitens der betheiligten Kreiſe noch nicht durch⸗ 
gängig erfüllt iſt. Die Regierung wird abwarken, ob in nächſter Zeit ſchon 
EN 1 erfüllt werden und danach ihre weiteren Erwägun⸗ 
gen faſſen. . 1 

Zweiter Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Commiſſion 
über den Vertrag mit Japan, der bereſts früher diskutirt, aber behufs 
Einſicht des holländiſchen Originals an die Commiſſion zurückgewieſen war. 
Die Commiſſion (Ref. Abg. Müller⸗Anklam) empfiehlt bekanntlich Annahme. 

Abg. Virchow: Bei unſeren Handelsverträgen begäben wir uns in Be⸗ 
zug auf die Jurisdiction auf ein ganz neues Gebiet, namentlich, je mehr 
die Beziehungen zum Orient ausgedehnt würden. Unſere geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen über dieſen Punkt ſtützten ſich auf das Conſularreglement vom 
18. Sept. 1796. Demnach könne die Jurisdiction der Conſuln, die ſonſt 
vom allgemeinen Völkerrecht beſtimmt werde, durch Commerz⸗Verträge er⸗ 
weitert werden. Bei der ottomaniſchen Pforte ſei ſie eine ziemlich weit⸗ 
greifende. Gerade bei dieſem Punkt ſei ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen 
dem holländiſchen und dem deutſchen Text; der erſtere ſpreche von einer „ge⸗ 
richtlichen Entſcheidung bei Geldſtrafen u. |. w.,“ der letztere nur von „Ent⸗ 
ſcheidung.“ Auch hierin müſſe das verfaſſungsmäßige Recht preuß. Staats: 
bürger im Auslande gewahrt werden. Wenn irgend möglich, müſſe ihm 
ein Richter Recht ſprechen. Der Regierungs⸗Commiſſar habe auch hervor⸗ 
gehoben, daß man die Conſuln gerade deshalb lieber aus den Beamten 
wähle, als aus dem Kaufmannsſtande. Nun habe man aber nach Japan 
einen Offizier geſandt! Er könne nicht entſcheiden, ob der mehr vom Recht 
wiſſe als ein Kaufmann. 25 

Der Reg.⸗Commiſſar für das Miniſterium des Auswär⸗ 
tigen: Eine allgemeine geſetzliche Beſtimmung fehle allerdings; in der Tir: 
kei aber habe ſich die bisherige Einrichtung praktiſch bewährt. Man werde 
Erfahrungen ſammeln müſſen, auch in Japan, China, Siam, bevor man 
eine anderweitige geſetzliche Regelung vornehme. Wenn dieſe ſich als noth. 
wendig erweiſe, werde man mit derſelben gewiß vorgehen. Uebrigens heiße 
das Wort im holländiſchen Original nicht „gerichtlich“, ſondern gerecht.“ 
Abg. Schmidt (Randow): Geſchäftsbezeichnungen mit dem Orient ſeien 
gewöhnlich von jungen Kaufleuten angeknüpft worden, z. B. von Hamburg 
aus. Jetzt wollten nun vom Rhein und der Oſtſee auch junge Preußen 
nach dem Orient gehen, denen träten aber die Militärverhälkniſſe entgegen. 
Auswandern kann man doch deshalb nicht gleich, es ſei im Gegentheil wün⸗ 
ſchenswerth, daß ſolche junge Leute zum Vaterlande im alten Verhältniſſe 
blieben. Er wolle deshalb die Aufmerkſamkeit darauf lenken, ob es nicht 
gut ſein würde, den jungen Leuten einen Aufſchub bis zum 23., 24, Jahre, 


follte man nicht die Bedürfniſſe des praktiſchen Lebens der Diktion opfern. 
Vom pralt. Standpunkte ſeien die Bedenken nicht durchgreifend. Der Regie⸗ 
rung könne an dem Geſetze nichts 1 fein; ſie ſetze ſich im Intereſſe des 
Publikums ſogar einer Gefahr aus. Vergrößere man dieſelbe, ſo ſetze man 
ſie in die Lage, dem Geſetze ihre Zuſtimmung zu verweigern. Es handle ſich 
hier um Modalitäten, unter denen das Geſetz ausgeführt werden ſoll. Würde 
jetzt der Ausdruck „zu welcher Zeit“ geſtrichen, ſo verbleibe es bei den jetzi⸗ 
gen ſtrengen Beſtimmungen, die dem Publikum noch weniger günſtig ſeien. 
— Abg. Reichenheim erkennt zwar von ſeinem Standpunkte aus gerade 
das Bedürfniß der Stempelmarken an, will aber im Intereſſe des Verkehrs 
der Verwaltung ſo viel Macht eingeräumt wiſſen. Man ſolle nicht, wie das 
bier in Ausſicht ſtehe, einem franzöſiſchen Muſter folgen, ſondern der engli⸗ 
ſchen Geſetzgebung. 

Der Finanzminiſter hält vom praktiſchen Standpunkte aus die erho⸗ 
benen Bedenken für unbegründet. Das Geſetz ſolle nur den kaufmänniſchen 
Wechſelverkehr erleichtern. Er ſehe keinen Grund zu der Befürchtung, daß 
dem Finanzminiſter zu große Willkür eingeräumt ſei. Die Regierung über⸗ 
laſſe die Verantwortung für das etwaige Nichtzuſtandekommen des Geſetzes 
denen, die dagegen ſtimmen würden. — Abg. Dr. Gneiſt fieht in dem 82 
nichts Bedenkliches, da das Stempelgeſetz ja beſtehe, und nur 5 2 dem 
Miniſter eine fakultative Befugniß eingeräumt werde, durch die Stempel⸗ 
marken eine Erleichterung des Publikums einzuführen. Wenn aber die Re: 
gierung dem Publikum eine Wohlthat zuwenden wolle, ſo liege kein Beden⸗ 
ken darin, wenn ſie über die Bedingungen, unter denen dieſe Wohlthat dem 
Publikum zu Theil werden ſoll, erſt Erfahrungen ſammeln wolle. 

Abg. Behrend ſtellt in der Vorausſicht, daß das Geſetz trotz ſeines 
Widerſpruches doch angenommen werde, um es wenigſtens „ſchmackhafter“ 
zu machen, ein Amendement, welches die dem Finanzminiſter einzuräumende 
Ermächtigung ausdrücklich an die Norm des Stempelgeſetzes von Nr. 22 
binden will. — Abg. Fliegel verzichtet mit Rückſicht auf die Ausführun⸗ 
gen des Abg. Gneiſt aufs Wort. — Abg. Dr, Faucher will nur conſtatiren, 
daß nicht alle Mitglieder der linken Seite des Hauſes beſondere Bedenken 
gegen den § 2 hätten. Die Vorlage ändere nichts an den beſtehenden Ge: 
ſetzen, und gefielen daher die Verordnungen des Miniſters nicht, ſo ſtände 
nichts im Wege, ſich der bisherigen Stempelbogen zu bedienen. Der Finanz⸗ 
miniſter müſſe erſt Erfahrungen über die Art der Verwendung von Stem⸗ 
pelmarken ſammeln. Indeß wünſche er, daß die Verſuchsperiode nicht ewig 
währe und ſpäter ein Geſetzentwurf, auf die gemachten Erfahrungen geſtützt, 
die jetzigen reglementariſchen Beſtimmungen codifizire. Er ſtimme daher für 
den au den die Commiſſion zu § 5 gemacht, und möchte ſogar die Zeit 
der Geltung lieber auf 2 ſtatt auf 5 Jahre beſchränkt ſehen. — Der Fi⸗ 
nanzminiſter erklärt Namens der Regierung, daß dieſelbe dem Vorſchlag 
der Commiſſion in $ 5 entſchieden widerſpreche und bei Annahme dieſes $ 
zur Sanctionirung des Geſetzes nicht werde rathen können. 

Abg. Michaelis: Er habe ſich ſchwer entſchloſſen für den § 2 zu ſtim⸗ 
men, weil er fürchte, daß in Folge der ertheilten Ermächtigung die verſchie⸗ 
denartigſten und nicht genügend zur allgemeinen Kenntniß gelangenden Ver⸗ 
ordnungen erlaſſen werden könnten. Indeß überwögen doch die Vortheile, 
da man nur auf dieſe Weiſe zur Einführung von Stempelmarken gelangen 
könne und auch hoffentlich zur Einführung von Stempelmarken für inlän⸗ 
diſche Wechſel gelangen werde. Er hege jedoch den Wunſch, daß die jetzt 
nur reglementariſchen Beſtimmungen ſpäter codificirt würden. Der Redner 
erklärt ſich auch gegen das Amendement Behrend. 

Der Finanzminiſter: In der Verpflichtung zur Stempelung werde 
durch das vorliegende Geſetz nichts geändert. Die Regierung werde ſpäter 
gern einwilligen, zum Geſetz zu erheben, was durch die Erfahrung als zweck⸗ 
mäßig ſich beraussſtele. 

Abg. Bering empfiehlt nochmals ſein Amendement. . 

Abg. Coupienne betrachtet die Befugniß, welche dem Finanzminiſter 
ertheilt werde, nur als eine Verwaltungsbefugniß, nicht als eine Befugni 
um Eingriff in die geſetzlichen Beſtimmungen. Er ſei auch Kaufmann, 
fümme dem Geſetze aber nicht als ſolcher zu, ſondern gerade als Abgeord⸗ 
neter im Intereſſe ſeiner Mitbürger. Die Discuſſion wird geſchloſſen. Der 
Referent bemerkt, daß das Amendement Behrend das Geſetz vollſtändig 
ungenießbar mache und empfiehlt unveränderte Annahme der Regierungs⸗ 
Vorlage. Bei der Abſtimmung werden die Amendements Bering und Beh⸗ 
rend abgelehnt, § 52 in der Faſſung der Regierungs⸗Vorlage mit großer 
Majorität angenommen. Ra = 

$ 3 beſtimmt: „Stempelmarken, welche nicht in der vorgeſchriebenen 
Weiſe, oder nicht rechtzeitig (§ 2) verwendet worden ſind, werden als nicht 
verwendet angeſehen.“ Abg. Tweſten bemerkt, daß die ſtrafrechtliche Be⸗ 


oder, wenn fie gedient hätten, Begünſtigungen in Bezug auf ihre Reſerve⸗fugniß des Finanzminiſters das Publikum leicht induciren könne, und dar⸗ 


1 


5 me 


von 5 Jahren für das Geſetz wolle, der thue beſſer, dagegen zu ſtimmen, 
ſelbſt principielle Gegner hätten zugegeben, daß ein dringendes Bedürfniß 
vorliege. Dieſes Bedürfniß würde dringender geworden ſein, wenn die 
Stempelmarken erſt ſeit einer Reihe von Jahren in das praktiſche Leben ein⸗ 
gedrungen ſeien. Wenn dann die Exiſtenz des Geſetzes wieder in Frage ge⸗ 
ſtellt werden ſollte, jo ſei dies ſehr gefährlich für den geſammten Geſchäfts⸗ 
ang. — Alg, Dr. Faucher beantragt ſtatt „fünf Jahre“ zu ſetzen „zwei 
Jahre“, — Abg. v. Rönne (Solingen) erklärt ſich für den Zuſaß der 
Commiſſion, weil man nach fünf Jahren prüfen müſſe, ob dem Finanz⸗ 
Miniſter das Vertrauen noch zu ſchenken ſei. Er erkennt dabei dankbar an, 
daß der Finanzminiſter zu einer Maßregel, die er in adminiſtrativem Wege 
einführen konnte, die e e des Landtages erfordert habe. 

Der Finanzminiſter erklärt nochmals, daß die Regierung es be⸗ 
dauern würde, das Geſetz nicht publiciren zu können, wenn der Antrag der 
Comm. angenommen würde; er bitte daher, denſelben abzulehnen und em⸗ 
pſehle lieber, ſich jederzeit das Recht zur Anregung einer Aenderung offen 
zu halten. — Abg. v. Kirchmann: Ein Theil der Fraktion, zu der er 
gehöre, ſtimme für das Geſetz des nothwendigen Bedürfniſſes wegen und 
der Erfahrungen wegen, die auf dieſem Gebiete erſt gemacht werden müßten. 
Indeß würde dies doch nur mit Feſthaltung einer beſtimmten Friſt möglich 
ſein, da die im § 2 enthaltene Aufgebung eines wichtigen conſtitutionellen 
Rechts nicht auf ewige Zeit erfolgen dürfte. Auch halte er die Bedenken 
gegen § 2 nicht für jo doktrinär, wie der Abg. v. Patow. Auch die fakul⸗ 
tative Beſtimmung habe ihre nicht unweſentlichen Bedenken. Und dieſer Be⸗ 
denken wegen mühe er und feine Freunde auf Feſthaltung einer Friſt be⸗ 
harren. Er fürchte nicht, daß, wenn nach 5 Jahren ſich die Anordnungen 
des Miniſters bewährt haben ſollten, dies Haus ſie nicht würde geſetzlich 
firiren wollen. — Abg. v. Batom gegen den Vorſchlag der Comm: Die 
Comm. erreiche mit demſelben nicht, was beabſichtigt ſei. Es ſtehe ja jeder⸗ 
zeit dem Hauſe frei, zu verlangen, daß die jetzt in reglementariſchem Wege 
u erlaſſenden Beſtimmungen in Geſetzesform gebracht würden. Es handle 
ich nicht um ein Finanzgeſetz, ſondern nur um Erleichterungen, die bei der 
Ausführung des Geſetzes dem Publikum gewährt werden ſollen, und er bitte 
daher, den Comm.⸗Antrag zu verwerfen. 

Abg. Dr. Waldeck fur den Commiſſions⸗Antrag. Die Initiative der 
Abgeordneten zu einer ſpäteren Abänderung des Geſetzes würde nichts nützen, 
weil die Regierung auf die ihr im Geſetzentwurfe eingeräumte Befugniß 
nicht verzichten würde. Das Geſetz ſei in der That weiter nichts, als ein 
Blanquet für den Finanzminiſter, der darnach alle möglichen Aenderungen 
beliebig treffen, die verſchiedenartigſten Reſcripte erlaſſen und wieder aufhe⸗ 
ben könne, wodurch das Publikum nur in die größte Unſicherheit verſetzt 
werden würde. Deshalb ſei das Verlangen ve wenigſtens gerechtfertigt, 
daß dem Experimentiren wenigſtens eine Grenze geſetzt und dem Wechſel 
von Miniſterial⸗Reſeripten ein Ende in Ausſicht geſtellt werde. — Der Fi⸗ 
nanzminiſter: Die Befugniß der Regierung werde als eine viel zu weit 

ehende bezeichnet; ähnlich wie bei den Poſtmarten gehe ſie nur dahin, dem 
Publikum eine Erleichterung zu gewähren. Er bitte lieber das Geſetz zu 
verwerfen, als die Friſt zu genehmigen. (Der Schluß der Discuſſſon wurde 
angenommen.) 

Der Ref. Abg. Dr. Neide erklärt ſich nicht ermächtigt, über den Antrag 
der Commiſſion eine andere Erklärung abzugeben, da in der Commiſſion 
die Regierung durchaus nicht die Sanction des Geſetzes von der Nichtan⸗ 
nahme der 3 abhängig gemacht habe. Gegen das Amendement 

aucher müſſe er ſich erklären, da ein Zeitraum von zwei Jahren zur 

ammlung von Erfahrungen nicht ausreichend ſei. — Der Abg. Dr. Fau⸗ 
cher zieht ſein Amendement mit Rückſicht auf die Erklärung des Finanz⸗ 
miniſters, daß ihm zwei oder fünf Jahre gleich ſeien, zurück. 7 

Der Antrag der Commiſſion wird nach Ablehnung des zweiten 
Alinea, welcher die Friſtbeſtimmmung umfaßt, angenommen. (Für das 

Aliena nur ein heil der Fortſchrittspartei.) Das Geſetz wird darauf 
m Ganzen angenommen. 5 

Es folgt die Berathung des Bericht der Budgetcommiſſion, betreffend die 
N Rechnung über den Staatshaushaltsetat des Jahres 1859. 
Referent iſt der 5 5 —. Virchow. Ueber den Bericht, der mit dem 
Antrage ſchließt, die Regierung zur Beibringung der Bemerkungen der Ober⸗ 
rechnungskammer aufzufordern und einſtweilen die Beſchlußfaſſung auszu⸗ 
ſetzen, iſt ſchon ausführliche Mittheilung gemacht. > 1 

Vor Eröffnung der Discuſſion ergreift das Wort der Finanzminiſter 
v. d. Heydt: Ich glaube ſchon beim Beginn der Discuſſion bemerken zu 
ſollen, daß die Regierung im Allgemeinen an der Auffaſſung feſthalten muß, 
welche der Regierungscommiſſar in der Commiſſion näher dargelegt hat. 
So lange das im Art. 104 der Verfaſſung vorbehaltene Geſetz über die Ein⸗ 


Der Finanzminiſter erachtet den 


| 


entbinden und die interimiſtiſche Verwaltung dieſes Amtes dem Land: 


. 


Spandau, woſelbſt Allerhöchſtdieſelben die Mannſchaften der dort zuſammen⸗ 
gezogenen Landwehr⸗Compagnie beſichtigten und darauf eine Zeit lang den 
Schießverſuchen der Militär⸗Schießſchule beiwohnten. — Ihre Majeſtät die 
Königin, Allerhöchſtwelche am 25. Abends in Koblenz eingetroffen iſt, hat 
die erkrankte Herzogin von Sagan in Ems und den Herzog Bernhard von 
„Sachſen⸗Weimar in Bad Neuen⸗Ahr beſucht und wird mit dem kölner Nacht⸗ 
zug am 28. in Schſoß Babelsberg eintreffen. — Der Staatsminiſter a. D. 
Graf v. Schwerin, welcher nach ſeiner italieniſchen Reiſe einige Wochen 
zur Kur im Bade Kiſſingen verweilte, iſt heute von dort ie en. 
St. Anz. 

* Berlin, 27. Juni. [Die Petition des Dorfgerichts 
zu Dürrgoy.] Der eben vertheilte Petitionsbericht enthält auch die 
bekannte dürrgoy'ſche Petition, reſp. Beſchwerde gegen das Wahl⸗ 
manifeſt des Vicepräſidenten v. Prittwitz in Breslau. Die Com⸗ 
miſſion iſt einftimmig. Der ſehr eingehende Bericht (Ref. Abg. Si⸗ 
mon) zieht das ganze Material der ſchleſiſchen Wahlerlaſſe (der bres⸗ 
lauer Regierung, der Landräthe in Neiſſe, Hoyerswerda, Bolkenhayn, 
Landeshut und Hirſchberg) heran und entnimmt daraus in gründlicher 
Motivirung den Beweis, daß und in wie hohem Maße dieſe Wahl⸗ 
erlaſſe die Wahlfreiheit verletzt haben. Ueber die Stellung, welche das 
Miniſterium bei den Verhandlungen dieſer Sache im Hauſe und in 
der Comm. eingenommen hat, bemerkt der Bericht: „Schon bei Ge: 


Preiſe gegen geſtern unverändert. Wochenumſatz 158,870 Ballen. Upland 
14%, Orleans 15. der 5 : ; 

Berlin, 27, Juni. Die Liquidation ging heute unter erweiterten Di⸗ 
menſionen, aber weſentlich unter der geſtrigen, hauptſächlich durch die Hal⸗ 
tung des Geldmarktes beſtimmten Conjunctur vor ſich. Geld erhielt ſich 
knapp und äußerte dieſes Verhalten in andauernd hohen, eher noch etwas 
geſtiegenen Reports. Das Geſchäft hatte einen ziemlich beſchränkten Umfang, 
die Cours⸗Bewegung war von Schwankungen frei, aber vielfach weichend, 
und Kauflust ſelbſt bei Nachgiebigkeit der nhaber nur ſchwach vorhanden. 
Bei Eiſenbahn⸗Actien treten im Allgemeinen Coursrückgänge nur in mäßi⸗ 
gem Umfange hervor, doch haben die Courſe auch in anderen . 
tungen nicht erheblich eingebüßt. In zinstragenden Effecten war der Verkehr 
gleichfalls nicht bedeutend, in Prioritäten bei ſolchen Deviſen lebhafter, wo 
Abgeber ſich zu kleinen Coursherabſetzungen willig finden ließen. Für 
Disconten war Geld mit 3% pCt. eher noch . sa als geſtern. 


. u. H. ⸗Atg. 

London, 27. Juni. Getreidemarkt (Schlußberichtl. In ſämmt⸗ 
e beſchränktes Geſchäft zu unveränderten Preiſen. Wet⸗ 
ter ſchön. 

Amſterdam, 27. Juni. Getreidemarkt (Schlußbericht'. Weizen 
und ungedörrter Roggen 4 Fl. niedriger, Terminroggen unverändert. 
r TER. nn 
= Berliner Börse vom 27. Juni 1862. 
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richtung und Befugniſſe der Oberrechnungskammer nicht zu Stande gekom⸗ 
men ift, fehlt es der Oberrechnungskammer für andere Bemerkungen, als die 


Stande, die von der Commiſſion gewünſchten Bemerkungen zu beſchaffen. 
Indeſſen wird die Staatsregierung diejenigen Informationen bereitwillig 


bewirken ſind. 0 8 

Das Staatsminiſterium hat daher keinen Anſtand gefunden, bei des Kö: 
nigs Majeſtät den Antrag zu ſtellen, ſchon jetzt die berrechnungskammer 
zur Aufitellung der Erinnerungen über die allgemeine Rechnung des Etats 
zu beauftragen, und zwar vom Jahre 1859 ab, und im Anſchluß der gegen 
das Verfahren der Verwaltungsbehörden gezogenen Erinnerungen. Des 
Königs Majeftät hat dieſem Antrage des Staatsminiſteriums zu willfahren 


aerubt. Auf dieſem Wege glaubt die Staatsregierung, ſo lange das Geſetz] legenheit der Adreßverhandlungen, in der betr. Comm. ſowohl, als im Fonds- und Geldeourse. Div.) 2 
nicht zu Stande gekommen iſt, für die im Art. 104 der Verfaſſung vorge: | Haufe ſelbſt, iſt der Miniſter des Innern über feine Kenntniß von den] Froiw. Staate. meins 10% Oberschles. B. Pill 0 
ſehenen Bemerkungen einen Erſatz zu gewähren, durch welchen im Intereſſe]Wahlerlaſſen der Provinzialbehörden und Landräthe befragt. Er hat] 4 5 1859, 824% 10% Dz alto J.. 18 sch bz. 
einer genügenden Controle den Anforderungen vollſtändig Genüge geleiſtet indeß eine ausreichende Antw t nicht ertheilt, viel En Wiſ⸗ dito 54, 88. Bsp 2 1 5 alto Beior A. = 10 — 
werden wird. Dabei kann die Staatsregierung es nicht verhehlen, daß die 5 eichende Antwort nicht er heilt, vielmehr nur ſeine Mel zei ee alte Pele . — Bl b. 
Oberrechnungstammer, wenn fie dieſe Bemerkungen auch nachträglich auf ſenſchaft von Einem Beſchwerdefalle — vermuthlich dem heut vorlie⸗“ . e gene Gef 0 , ba. to Prior P.] — 4 |86 ba. 
ſtellen fol, — Rechnungen in einer Zahl von ungefähr 4000 jährlich — genden — und von dem Wahlmanifeſte des Hrn. v. Kamptz in Kö⸗] eg 0 . 270 U Ato Prior f. — fg t de 
eine ſehr ſchwierige Aufgabe überkommen wird. Inwiefern und in melde nigsberg zu erkennen gegeben. Im Uebrigen war man berechtigt, in dera. A four. f be J WE 
Friſt es der Oberrechnungskammer möglich werden wird, nachträglich über der Auslaſſung des Miniſters des Innern die Erklärung zu finden ef dito dito 4 1018. bz Prinz-W, (St.- V.; 
dieſe bereits revidirten Rechnungen Bemerkungen aufzuſtellen, iſt nicht zu 9 , g zu finden,] 2 |Pommersche . . .. wur Gh 
überſehen. Für die Rechnungen von 1861 und weiter wird die Ausführung daß er von den Wahlerlaſſen und Wahloperationen und Agitationen | 3 | "to acuo 40%, 8. er 
der allerhöchſten Beſtimmung vorausſichtlich keine Schwierigkeiten ſinden. der Provinzialbehörden und Landräthe keine Kenntniß habe. Der Com⸗ E 2110 III. Em. 
Im Uebrigen wird die Staatsregierung ſeiner Zeit die zu erwartenden An iſſar d sm iſters des J konnte (ietzt der Petitions⸗C ) “| dito node 4198 Ahain-Nahqbah 32 bz 
N h q Ans miſſar des Miniſters des Innern konnte (jegt in der etitions⸗Comm. Ben Ruhrort Craeld. fle, B. 

ee dn e Bank mung gun , e ee de be den mfg der Benni ore ee eee ee 2 esse e 0 
Rechnungen vorzunehmen und die Decharge zu ertheilen, fo fragt es ſich, ob len und landräthlichen Erlaſſe, insbeſondere betreffs der vorſtehend vor⸗ & |Posansche 2 Wiliciins-Bahn . lern. 
daſſelbe nun, nachdem die Staatsregierung in folder Weiſe ihr Entgegen⸗ geführten, wegen Mangels an Information keine Auskunft geben. Es]? oe PP 8 
kommen bethätigt hat, die Prüfung und Decharge noch beanſtanden will. iſt aber von der äußerſten Wichtigkeit, zu conſtatiren, ob denn wirklich 3 Sächsische... 5 Prior 81. — [441924 6. 
e des Hauses nberlafen darüber in aller Ruhe dem die Provinzial: und Lokalverwaltungsbehörden in einer für die königl. 3 Be ae 
x 96 ; 9 Fenn Staatsreg. nicht minder wie für das Volk nnd feine Vertretung fo| re Preuss. und ausl. Bank-Actien. 

Abg. v. Vincke einerſeits und Abg. v. Hennig (Merſeburg) anderer⸗ 8 2 , 5 5 L s 3 
ſeits beantragen, bei der Wichtigkeit der minifteriellen Erklärung ben Be- importanten Angelegenheit, wie es die regierungsmäßige Beeinfluſſung Ausländische Fonds. 1861 F. 


vaslerr. Metall. . 4 6 55% ba. Berl. K.-Verein .| 511 
aito Ber Er.-Aul. | 4 |75%, etw. bıuB. || Bari.-Hand.-&os, j 
dito naue 100-fl.-L. — 70% etw. bz Berl. W.-Cred.- G. 
Alto Nat.-Anleihe . 5 64½% a % bu. 
dito Benkn. u. Wr. 4% bz. 

tasa.-eng). Anleihe 5 j94% bz.u.G. 
dito 6. Anleihe. . .f 85%, bz. 
dito poln. Bch.-Obi, 4 12% bz. 


des Volks und der Beamten bezügl. der Wahlen iſt, mit dem Miniſte⸗ 
rial⸗Chef der innern Landesverwaltung weder unmittelbar noch mittel⸗ 
bar in Verbindung geſtanden reſp. ſtehen, und ob jene Behörden dem“ 
Hrn. Miniſter des Innern über ihre Wahlbeeinfluſſungen wirklich nicht 
berichtet haben? — ober ob alle dieſe amtlichen Wahlerlaſſe der Pro: 


richt zur erneuten Prüfung auf Grund dieſer Erklärung an die Commiſſion 


Braunschw.Bauk 
Beem Ta 
Coburg. Orosit A. 
Darmat., Zettel 7. 


Geſetzes zur Ausführung des Artikels 9 der Verfaſſung. — Das Haus 
Deus. Oroditb.- A. 
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en auf Annahme lautenden Antrag der Commiſſion ohne Dis⸗ | vinzial- und Lokalbehörden zwar zu den Minifterial-Akten, nicht aber 8840 Ml. Br. 1 bud. baue Od. N 

Der lezte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Unterrichts-] Nur Kenntniß des Hrn. Miniſters gelangt find? — ob endlich der] au, ont. a Bun 8. & 987 8. 8 NEE 
Commiſſion über die Petitionen, wegen intührung der Stenographie] Hr. Miniſter nicht wenigſtens aus den öffentlichen Blättern von allen! ae 4 b. c f, Hamb. Ned, #auk| ö. 4 4 8. 

als eines fakullativen Unterrichtsgegenſtandes in den höhern Öffentlichen | jenen fo außergewoͤhnlichen Operationen feiner untergebenen Behörden D — 663. 5 PL Fa a. 101 6 
Schulanſtalten. Die Commiſſion empfiehlt Ueberweiſung der Petitionen | und Beamten und von dem Ausdrucke der öffentlichen Meinung dar⸗ e Fl.........1 31% @ Teipaige: „348.8, 
. te horten) Mahn die Stenographie für kein Bildungsmittel über noch während der Wahlagitationen Kenntniß erbalten und davon Actien-Course, Bad. e. „ | pe 0 baut 

des Geiſtes halten. Schon jetzt ſei ſehr viel Zerſplitterung der Kräfte der Anlaß genommen, amtlich von der Richtigkeit dieſer öffentl. Mittheilun⸗ a — 4 78 25 
Jugend auf den Real- und Elementarſchulen. Solle man der Jugend noch] gen ſich zu unterrichten und den Ueberſchreitungen entgegenzutreten? Der] geen used Sri Oaster. Ordtb.-A 77, 5 88686 , % ba u n. 
Mebe zumuthen? Nützlich ſei die Stenographie gewiß; für den Zwe der] Vertreter des Miniſters des Innern konnte auf alle 1 I | UE  aıe. 
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Barg.-Mürkischs 06 bau. G. 
Barlin-Anhalter s 
Barlin-Hamburz. 
Borl.-Potsd.-Mgd. 
Barlin-Stottinor . 
Broslau-Fraibre. 


Unterrichtsanſtalten aber, namentlich für die Jugend, ſei ſie nicht geeignet, 
da ſie weder Geiſt noch Herz bilde. Eben ſo wenig ſei ſie nöthig bei den 
hoheren Examen pro facultate docendi; da ſei eine Prüfung in der Kalli⸗ 
a weit nothwendiger. (Heiterkeit) Die Stenographie bilde auch in 


dieſe Fragen keine Auskunft geben. — Die Commiſ⸗ 
ſion ſchließt mit dem einſtimmigen Antrage: „unter Ueberweisung 
der Petition der Mitglieder des Dorfgerichts zu Dürrgoy an die 


— 
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57 6. 
4 4 a1 etw. bz. 


ofern nicht den Geiſt, als der ſtenographiſch Nachſchreibende wohl nie den | kgl. Staatsregierung 1) zu erklären, daß in dem Erlaſſe des Reg.⸗ On Adee 11244 8 4420 
er zu bun: wur fn Fu erde er ae eee Pice⸗Präſidenten v. Prittwig zu Breslau vom 26. März 1862 eine e 0 | © |E mg LI 5 Ft 
7 \ » . } f f Sti zei Ludw.-Borxbach. to . 50 

ur Erlernung der Stenographie könne die Regierung auf andere Weiſe ge⸗ widerrechtliche Beeinträchtigung der Wahlfreiheit Ber Petenten enthalten Magd.-Hatborst. % 4 London 3 2.16 250 62. 
en und werde es hoffentlich auch thun. iſt, 2) die k. Staatsregierung aufzufordern, dasjenige zu thun, was e ace . 9814 n 

Abg. Schmidt (Randow): Auch das gewöhnliche Schreiben bilde Herz, erforderlich iſt, damit in Zukunft ſeitens der Regierungs⸗Organe Ver⸗ Mocklenburger 2 4 A neh A be. 
Gemüth und Geift nicht. Im Allgemeinen ſei das Bedürfniß überall gleich letzungen der verfaſſungsmäßigen Wahlfreiheit vermieden werden.“ Auer kamen 4 | f F 1%. 
mäßig hervorgetreten, wenigſtens in größeren Städten. Jetzt fehle es noch 2 t f ch 1 2 1 u 11 ß T. 996 6. 
an Lehrern; deshalb ſei es wichtig, daß bei dem Examen pro facultate do- 4 u a n * N. Schl-Zwolgb. | 1% 4 70 ,. Frankfurt l M. : f also is 6, 
cendi nachgefragt würde, ob die Craminanden Kenntniß von der Stenogra⸗ Dresden, 27. Juni. [Vom Miniſterium. — Der Kur⸗ Nordb. GEN) 5 1,4 63% 4 % ba. eng 3 W. 76 bz. 2 M. 98 ½ bz. 
phie hätten. fürſt von Heſſen.] Das „Dresd. J.“ meldet offiziell: Mehrere | Oder den. . Tlatelısıy, de. F 


Abg. Reichenſperger (Beckum): Hoffentlich werde der Streit der ſteno⸗ 
graphiſchen Syſteme nicht bis ins Haus dringen, was leicht geſchehen könne, 
wenn man ſich mit der Frage überhaupt beſchäftige, für das Gabelsbergerſche 
Syſtem werde er ſich übrigens hier nicht erklären, da daſſelbe ja in Oeſterreich 
9 ei, (Heiterkeit.) Es gebe ſchon zu viel Unterrichtsgegenſtände; deshalb 
ver 


Zeitungen haben von angeblich hier. umlaufenden Gerüchten geſprochen, 
nach welchen Veränderungen im Miniſterium und in der Einrichtung 
der Miniſterialdepartements bevorſtehen ſollen. Wir ſind ermächtigt, 
zu erklären, daß dieſe Gerüchte völlig grundlos find. — Geſtern Abend | 
10 Uhr iſt Se. königl. Hoheit der Kurfürſt von Heſſen aus Kaſſel un⸗ 

ter dem Namen eines Grafen von Hanau hier eingetroffen, und in 
Dremels „Victoria Hotel“ abgetreten. Heute Mittag hat Se. koͤnig⸗ 
= Hoheit mit dem wiener Schnellzuge die Reiſe nach Teplitz fort⸗ 
geſetzt. 


K I 
Berlin, 27. Juni. Weizen loco 65—80 Thlr. nach Qualität. 
en ſoco galiz. 49 ½ Thlr., poln. 51% Thlr. ab Bahn bez., 80 — 


chwinde die Individualität und Originalität immer mehr. Wenn man 
alſo noch etwas hinzufügen wolle, ſo möge man eine Sprache, die engliſche, 
oder wenn den Herren das beſſer gefalle, die italieniſche (Heiterkeit) einfüh⸗ 
ren. Die Stenographie ſo doch immer nur eine Fertigkeit. Uebrigens werde 
die Luſt zum Reden immer mehr durch das Stenographiren zunehmen, (Hei⸗ 
terkeit) er merke das an ſich ſelber. (Steigende Heiterkeit.) Und nicht einmal 
eine nothwendige Fertigkeit ſei die Stenographie, was das Schreiben doch 
ohne Zweifel ſei. Er werde alſo gegen die Ueberweiſung ſtimmen. 

Abg. Bernhardi: Die Stenographie gewähre eine weſentliche Zeit⸗ 
erſparniß, die bei Vorarbeiten von größter Bedeutung ſei. Der fpätere 
Gewinn werde alſo den erſten Aufwand von Zeit zur Erlernung reichlich 
lohnen. : 

bg Techow: Praltiſche Bedenken ſprächen gegen die ſofortige Ein⸗ 
führung der Stenographie; die Schüler würden zu viel Gebrauch in den 
Lehrſtunden davon machen, mehr nachſchreiben als geiſtig zu erfaſſen ſuchen. 
Fakultative Einführung bedinge, daß Lehrer angenommen werden müß⸗ 
ten, denn die müßten doch da ſein, wenn den Schülern überhaupt die Er⸗ 
lernung der Stenographie freigeſtellt würde: an mehreren Anſtalten habe 
man ſich von der nzweckmäßigteit überzeugt; die Sache ſei im Reifen; 
man müſſe die Reſultate abwarten, und dann beim Erlaß eines Unterrichts⸗ 
geſetzes darauf zurückkommen. Dahin gehe ein von ihm geſtelltes Amend. 

Abg. Harkort: Das Unterrichtsgeſetz ſtehe ad calendas graecas, dar⸗ 
auf könne man nicht warten; das Bedürfniß ſei in allen Ständen vorhan⸗ 
den, dafür bürgten die Petitionen. 

Ref. Abg. Reimnitz (auf der Tribüne ſchwer verſtändlich) erörtert aus⸗ 
führlih die Gründe für den Commiſſions⸗Antrag. E 

Das Amendement Techow: Uederweiſung zum Zwecke der Berückſich⸗ 
tigung „bei einem zu erlaſſenden Unterrichtsgeſetz“ wird abgelehnt, der Com⸗ 
miſſionsantrag angenommen. . 7 

Andre beantragt aus räumlichen Gründen, die neue Tribune, die 


und Juni⸗Juli 24½ Thlr. ud 25 d ber d G und Br., Aug. 
. . 5 


Breslauer Sternwarte. 


27. Juni 10 U. Adds. 27 6,25 | +11,2 S. 1. | Heiter. 
28. Juni 6 U. Morg.] 27 5,24 | +10,7 SO. 1. Heiter. 
TTT 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 27. Juni, Nachm. 3 Uhr. Die Spekulanten waren unentſchloſ⸗ 
fen. Die Zproz. begann zu 68, 25, ſtieg auf 68, 30, fiel auf 68, 20 und 
ſchloß träge zur Notiz. Conſols von Mittags 12 Uhr waren 91 7 einge⸗ 
troffen. Schluß⸗Courſe: Zproz. Rente 68, 25. 4 Kproz. Rente 96, 50. 
Zproz. Spanier 49%. Iproz. Spanier —. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. 
Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 512. Credit mobilier⸗Aktien 847. Lombard. Eiſen⸗ 
bahn⸗Attien 610. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 27. Juni, Nachmitt 3 Uhr. Silber 61%. Conſols 91%. 
Iproz. Spanier 441. Mexikaner 28%. Sardinier 31%. öproz. Ruſſen 
95. 4 proz. Rufen 90%. Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8% Sch., Wien 
12 Fl. 95 Kr. — Der Dampfer „Athens“ iſt vom Cap mit der Poſt vom 
22. v. M. angekommen. 

Nach dem neueſten Bankausweis beträgt der Noten⸗Umlauf 20,584,305, 
der Metallvorrath 15,909,638 Pfd. St. 

London, 27. Juni. Nach Berichten aus Newyork vom 18. d. M. war 


Dezbr. 14 
Spiritus looo ohne Faß 18½— Thlr. bez., Juni, Juni Juli und 


4 Breslau, 28. Juni. Wind: Süd⸗Oſt. Wetter: angenehm. Ther⸗ 
mometer Früh 13 Wärme. Der Waſſerſtand der Oder fällt langſam. Die 
Zufuhren von Getreide waren heut ziemlich belangreich, und zeigte ſich die 
Raufluſt der gegenüber ruhiger. 

Weizen wurde in mittleren Qualitäten billiger erlaſſen, in beſſeren 
ſchwach preishaltend ; pr. Söpfd. weißer 74—87 Sgr., gelber 74-85 Sgr. 
— Roggen feine Sorten behauptet, geringere entſchieden matter; pr. Sapfd. 
53 56 59-61 Sgr. — Gerſte in rüdgängiger Richtung; pr. 70pfd. 39% 
40-39 Sgr. — Hafer preishaltend; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 25% — 
27 Sgr. — Erbſen wenig beachtet. — Wicken ſtill. — Bohnen ruhig. — 
Delfaaten bei reichlichen Offerten und billiger erlaſſen. — Schlaglein 
wenig gefragt. 


Abg. 
15 dada ment, wegznſchaffen. Pr ä. pflichtet bei. Die Tribune] der Wechſelcours auf London in Newyork 117%, Goldagio 6%, Baumwolle Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schf. 
Echluß der Sitzung 1% Ubr, Nägſte Sizung Dinftag 10 Uhr. Tages, 31, Mehl jeiter, Weizen jeft. Fonds waren niedriger. eber Weizen . 7200-88 Grbfem . ... 2453 
ordnung: Der erſte Bericht der Pet.⸗Comm. (vergl. oben) und der erſt heut Wien, 27. Juni, Mittags 12 Uhr 30 Minuten. Nicht animirt'| Gelber Weiſen . 72—80—87 Widen . 33 —37—40 
Abend zur Vertheilung kommende Bericht der Budget⸗Comm. wegen der öprz. Metallig. 70, 30. 4 brz. Met. 62, 75. Bankaktien 830. Nordbahn Geringer u. blauſpitziger 64—70—75 For an acm 150Pfp, Brutto, 
geſetzlichen Behandlung der Etatsüberſchreitungen und der außeretatsmäßigen | 202, 30. 1854er Looſe 93, —. National-Anfeihe 82, 50. Staats⸗Eiſenb.⸗ Roggen 53—58—61 Schlagleinſaat .. 160—185—210 
Ausgaben. — Außerdem ſoll nächſte Woche nur noch am Freitag eine le-] Aktien⸗Cert. 255, —. Creditaktien 219, 80. London 127, 75. Hamburg Gerſte 38 —40—42 Winterraps = — 


95, 25. Paris 50, 60, Gold —, — Silber .. Eliſabetbahn 162, —.] Hafer . 0... 23—25—28 Winterrübſen . . 208 —220—242 
Kleeſaat, rothe ſchwacher Umſatz, 6—9—10—11—12 Thlr., weiße 
6-9—13—15—16 Thlr. 
Kartoffeln pr. Sack à 150 Pfd. netto 22—25 Sgr. 
Vor der Börſe. 
Rohes Nübdl pr. Ctr. loco 13% Thlr., nahe Termine 15% Thlr., pr. 
Herbit 13% Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 Ouart & 80 % Tralles loco 
und Sommermonate 18 Thlr., pr. Herbſt 18 Thlr. Br. 


Poſen, 27. Juni. Wetter: umwölkt. Roggen: feſt eröffnend, ſchließt 
ruhiger. Gek. — Wisvel. Loco per d. Monat 44% 7 2 u. Gld., 
%, Br., Juni⸗Juli 44% Br., 44 Gld., Juli⸗Auguſt do., Auguſt⸗September 
do., Sepiember⸗Oktober 44 Gld., , Br. October⸗November 44 Br. 
Spiritus: dehauptet. Get. 3000 Ort, Loco per d. Monat 17½ bez., 
Br. u. Gld., Juli 17/—.4 3 u. Gld., Auguſt 17% bez. u. Br., Sep⸗ 
tember do., Oktober 1744 Br., November 17% Br. g 

Hartwig Kantorowicz Söhne. 


narſitzung ſein. 


Berlin, 27. Juni. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: Dem Appellationsgerichtsrath Johann Auguſt 
Ludwig Fürſtenthal zu Poſen den rothen Adlerorden dritter Klaſſe 
mit der Schleife, dem Kreisgerichts⸗Sekretär, Kanzleirath Franz Hein⸗ 
rich Chriſtoph Paalzow zu Naumburg a. S., und dem evangeliſchen 
Pfarrer Meyer zu Groß⸗Quenſtedt im Kreiſe Halberſtadt den rothen 
Adlerorden vierter Klaſſe, ſo wie dem Wallmeiſter Bayer zu Köln 
das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen; ferner 

Den Geheimen Regierungs- und vortragenden Rath im Miniſterium 
des Innern, von Winter, von der kommiſſariſchen Verwal: 
tung des königlichen Polizei⸗Präſidums zu Berlin zu 


Lomb. Eiſenbahn 285, 50. Neue Looſe 133, 40. 1860er Looſe 92, 80. 


Frankfurt a. Mr., 27. Juni, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Oeſterr. Fonds u 
Induſtriepapiere etwas höher. Vollbezahlte neue Ruſſen 90%. Schluß⸗ 
Lourſe: Ludwigsh.⸗Berbach 134%. Wiener Wechſel 91%. Darmſt. Bank⸗ 
Aktien 217. Darmſt. Zettelbant 248. öprz. Met. 53%. 4 prz. Met. 47%. 
185 4er Looſe 72%. Oeſterr. National⸗Anleithe 627%. Oeſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 236. Oeſterr. Bank⸗Antheile 760. Leiter. Credit⸗Aktien 201, 
Neueſte öſterr. Anleihe 73%, Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 119%. Mhein⸗Nahe⸗ 
Bahn 34%, Mainz⸗Ludwihsh. Litt, A. 1244. 

Hamburg, 27. Juni, Nachm. 2 Uhr su Min. Sehr ſtille Boͤrſe. — 
Schluß ⸗Courſe: National⸗Anleihe 64. Oeſterreich. Credit⸗Aktien 84%, 
Vereinsbank 101%, Norddeutſche Bank 94½. Rheiniſche 91%. Nordbahn 
—. Disconto 4%. Wien 97, 50. Petersburg —. 

Hamburg, 27. Juni. 55 e Sy 98 ab. 
f ; f a n, ohn . en loco feſt, . 
kathe des Kreiſes Liegnitz, Otto Friedrich Carl von Bernuth, aus warts unverändert gehalten, ohne Nachſtage. Fox aß A. 
zu übertragen. 

- Berlin, 27. Juni. [Vom Hofe.) Se. Majeſtät der König beehrten 
geſtern Abend das Victoria⸗Theater mit Allerhöchſtihrer Gegenwart, über⸗ 
nachteten im hieſigen Palais und begaben ſich heute Morgens 8 Uhr nach 


Waſſerſtand. 
Breslau, 28. Juni. Oberpegel: 15 F. 8 8. Unterpegel: 2 F. 5 3. 


2 Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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